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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom3 .November1933 .
Bgm.Seitzeröffnetnach18UhrdieSitzung.ErmachtzunächstMitteilung von der Sistierung jener Bestinmungen der Gemeinderatsbe - ¬

schlüsse vom22 .September1933 über die AbänderungderTarifbestimmungen
der städtischen Gaswerkeund Elektrizitätswerke ,die den Stadtsenat ermächtige
die Tarife künftighhnfestzusetzen .

DieGemeinderäteHugoBreitner undKarl Schmidthaben
ihre Mandatezurückgelegt .Anihre Stelle treten Johann Kucera undJosefine
Lenczewski ,die die Angelobung leisten .Die beiden neuenGemeinderatmmit - ¬
glieder werdenanstelle der GemeinderäteNachtnebelundSchmidtinden
Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheiten entsendet .Sodannwird

die WahlderVertrauensmännerfür die GemeindekommissionzurAnlegung
der Geschwornen - undSchöffenliste für das Jahr 1934vorgenommen .

OhneDebatte werdenangenommenAnträge betreffend denVer¬
kaufeinesGrundstücksim . Bezirkandie Ankerbrotfabrik,eineAbänderung
undErgänzungdesFlächenmidmungs -undBebauungsplanesan derLangobarden¬
undWulzendorfgasseim XXI. Bezirk ,betreffend die Widnungeines weiterenBe¬
trages vonS 100 . 000für die vomVerein" Jugendin Arbeit "für Zweckeder
Gene inde zu leistenden Arbeiten im freiwilligen Arbeitsdienst ,ein Ueberein¬

kommenmitder"Gesiba "überdie Werkbundsiodlungundein Antragbetreffend
die KenntnisnahmevonZuschusskrediten.in ausführlicher Weise

Vizebgm .Emmerlingrefriert/über AenderungenderFahrpreise
undFahrpreisbestimmungenfür die städt .StrassenbahnundStadtbahnundfürd
Autobus . Erbemerkt insbesondere,es werde bei der Einführung desKurzstrek¬
kentarifs mit einer Ueberwanderungzu rechnensein ,in demSinne ,dassnun
die Fahrgäs e zumBeginn einer Zone ein Stück Wegszu Fuss gehen ,die Zone
befahrenunddannwiederein StückWegszu Fuss zurücklegen .Einesolche
Ueberwanderungwürdesich finanziell sehr ungünstigauswirken .Durchdie
Erhöhungdes Vollfahrpreises von 32 auf 35 Groschenglauben wir ,einen
Teil des finanziealen Verlustes ,der uns durch diese Ueberwanderungentstehe
wird ,hereinbringenzu können .Hinsichtlichder EinführungdesGepäckstarifs
werd ngewiss Beschwerden erhoben werden ,andererseits wird es vielleicht
von einem Teil des fahrenden Publikums begrüsst werden ,dasseine übermässi¬
ge Belästigung durch mitgeführten Gepäck in Zukunft doch vermieden werden
wird ,Wirwollenunsbemühen ,durchVorschriftenan dasSchaffnerpersonal
die Beschwerden auf ein geringes Mass herabzusetzen .Da es nicht berechtigt
wäre ,den Gepäckstarif nur für lange Strecken einzuführen ,da es abernach
nicht berechtigt wäre ,für kurze Strecken denselben Gepäckstarif wie für

uns
lange Strecken vorzuschreiben haben wir/zu einer Staffelung in demSinne
entchäossen ,dass der Gepäckstarif für kurze Strecken 20 und für lange
Strecken30Groschenbetragensoll .DerHundepreiswirdedemGepäckepreis
gleichgestellt .Wir wollen ,wann einmal Erfahrungen mit demKurzstrecken¬

tarif vorliegenwerden ,demGemeinderatdarüberBericht erstattenund
denkendaran ,wenndie KurzstreckenvomPublikumbevorzugtwerden ,einewei¬

tere Unterteilung der Kurzstrecken vorzunehmen .Heute ist es nochnicht
möglich ,Einzelheiten über diese Unterteilung anzugeben .Wennauch dasuns
oft vorgehaltenen Budapester Beispiel angesichts der verschiedenenBauart
der beiden Städte und der verschiedenen Verkehrsdichten auf unsereStadt
nicht ohneweitres anwendbar ist ,. wollen wiruns der Tatsahe
nichtverschliessen ,dasses in dieserschwerenKrisenzeitdasBestreben
aller Faktoren sein muss ,Verbilligungen vorzunehmen ,wo dies nurmöglich
ist .Vizebgm .Emmerlingeraucht umdie Annahmeder vorliegendenAnträge .
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GR. Holaubek( chr .soz . )bemerkt,dersoganannteZonentarif,
derheutedemGemeinderatvorgelegtwird ,ist keireswegsderZonentarif
wieer seinerzeit vomBürgermeisterDr .Luegereingeführt wurde,erist
ein Kurzstreckentarif im engsten Sinne des Wortes und die Absicht vonder
sich die Mehrheitbei Einführungdieses Tarifes leiten lässt ,ist offen¬
bar die einer verschleierten Verteuerungdes gegenwärtigenStradsenbahn¬
tarifes .Wennmandie Zonen,wie sie früher bestanden haben ,mit denZonen
wie sie jetzt eingeführt werden ,vergleicht ,so ergibt sich . . ,dassder
Ring ,der früher eine Teilstrecke war ,in drei Teilstreckeneingeteilt
ist ,dass in die 2er Linie eine Teilstrecke eingelegt wurde ,dass in die

Linie 3 gar zwei Teilstrecken hineinverarbeitet wurden .Da gibt es . B .eine
ZonevonderSchleifedes&und18WagensdaskleineStückbis zurLerchen¬
felderstrasse . DieserganzeTeilstreckentarif ist nurdarauf
angelegt ,das fahrendePublikummit Kotzenzu fangen .In Wirklichkeitwird
der35GroschenTarifniemandenerspartwerden,dernichtdasGlückhat ,aittsso zu wohnen ,dasser dieFahrt einer Zone beginnen und vorBe¬
endigung der Zone beenden kann .Früher konnte manmit dem11Hellertarif
einmalumsteigen ,Dasist heute unmöglich .Es wird sich baldherausstellen ,
dassder weitausgrössteTeil der BevölkerungdurchdieseTarifänderung

finanziell schwer geschädigt werden wird .Gegen eine Erhöhung des Fahrpreis

von 32 auf 35 Groschenmüsenwir uns mit aller Entschiedenheitwenden,
dadieBevölkerunginderheutigenKrisenzeitnichtinderLageist ,auch
nur eine so kleine Erhöhungauf sich zu nehmen .In Wirklichkeit handeltes
sich bei den Anträgen ,die vorliegen ,nicht darum ,der Oppositionirgendwie
entgegenzukommen ,sondnwiegesagtnurdarum ,dieFahrpreierhöhungzu
verschleieren .Es soll nicht geleugnet werden ,dass sich dieStrassenbahn¬
unternehmungin schwererfinanziellerSorgebefindet ,aberdassdiefinan¬
zielle Sorge entstand ,daran ist die Verwaltung schuld .Manmüsste vorallem
demPublikumwirklichdie Möglichkeitgeben ,die Strassenbahnauchbenützen
zu können .Manmüsste den Vorkriegszonentarif einführen ,denWagenpark
vermehrenunddie Intervalle verkleinern .Zuall dengeäussertenBedenken
kommtnoch ,dassderZonentarifandasPersonalschrschwereAnforderungen
stellenwird .DaderRednerderMeinungsei ,dasssichausdenvorgeschlage¬
nen Tarifänderungen kein finanzieller Erfolg ergeben worde ,stelle er den

Antrag ,den Preis für den Schaffnerfahrschein für eine Teilstrecke mit10
Groschen ,für denSchaffnerfahrprdsfür 2 Teilstrecken miteinmaliger
Umsteigeberechtigung mit 20 Groschen ,für den Hundefahrschein für eineTeil¬
strecke mit 1o Groschen ,für den Hundefahrschein für zwei Teilstrecken mit
einmaliger Umsteigeberechtigung mit 20 ,Groschen festzusetzen ;denTages¬
fahrschein bei einer Fahrt bis zu 1 Teilstrecken unverändert mit 32Grosche

- fahrs,cheinfür denSchaffner/undmit31Groschenfür denVorverkaufsfahrscheinzube¬
lassen ,den Preis der Tagesfahrscheine üher 1 Teilstrecken für denSchaffner

fahrscheinmit35unddenVorvorkaufsscheinüber1 TeilstreckenmitSanee
33 Groschenfestzusetzen .Für den vorgelegten Zonentarif ,der nureinc . c
sei ,sei seine Partei nicht in der Lage zu stimmen( Beifall . . Chr .soz . )
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GemeinderatPrinke( Chr .Soz . )erklärt ,dassschonseitJahren
alle möglichen Bemühungen zur Verringerung des Defizites der Strassen¬
bahnengemachtwerden .TrotzdemwärddasDefizitderStrassenbahnen
immer grösser und heuer wird manmit einem Defizit zwischenzehnund
ih Mill .Schilling rechnen müssen .Trotzdemdie Frequenzheutegrösser
ist als in der Friedenszeit ,wird das Defizit immergrösser .Nun
wird eine neue Vorlage vorgelegt ,die manaber nur einegetarnte
Preiserhöhung.nemmon“. :kann .DerRednerbezeichnetesalsungerecht¬
ferigt ,dass die Strassenbahn die Kosten für dieArbeitslosenfahrschein
andfür die ermässigtenFahrscheineder StädtischenAngestelltenzu
tragen habe .DieLeistungenmüsstevielmehrdie Gemeindetragen .Mit
AusnahmevonGeleiseauswechselungenist dasDefizitausdemBetriebder
Strassenbahnnicht entstanden ,da fast keineInvestitionenvorge-¬
nommenwurden .Hingegenwurdenin derZentraleundbei denBahnhöfen
Zu -undUmbautenkostspieligerNaturvorgenommen,es wurdenteuere
ausländischeMaschinenangeschafft ,alles Dinge ,die nichtnotwendig
sind ;für sie ist die Strassenbahndirektion verantwortlich zumachen .
Manhat auchfür die Vertrauensmännerder sozialdemokratischenAnge¬
stelltenaufdeneinzelnenBahnhöfeneigeneZimmerhergerichtet;
jetzt hat die Regierungdiese NesterausgeräuchertundeinigeLeute
sitzen schon im Landesgericht .Mankann der Wiener Bevlkerung nicht
zumuten ,dass sie nicht erkennensoll ,dass sie ,wie mansagt ,mitdem
Kotzengefangenwird .DerZonentærifenthält krasseUngerechtigkeiten.
Soist zumBeispieldie StreckevomZentralfriedhofII .TorzumIII .Tor
eine Zone .Es wird niemandeneinfallen ,fü dieses kurzeWegstück
20 Groschenhinauszuwerfen .DerBevlkerungsoll ebenunterVortäuschung
falscherTatsachenwiedereinePreiserhöhungaufgelastetwerden.Was
Sievorlegen ,ist nichtderZonentarif ,denwirseit Jahrenverlangen,
undist auchnichtderWeg,derdieStrassenbahnenzueinemfinanziellen
Vorteilbringensoll .DieGeschäftspraxisderStrassenbahndirektion
gehtnachderTarnopoler-Methode,sie ist die Geschäftspraxisder
Harnepoler-Juden.MitAusrahmederbegünstigtenFahrscheinewerdenalle
anderenFahrscheineerhöht .Dasist IhnendieHauptsache.Sieregensich
immerauf ,wennvoneinemRegierungskommissärfürdasRathausgesprochenwird .Nun- der Strassenbahnbetriekist reif ,dass einRegierungskommis-¬
hänhingesetzt wird ,umdort Ordnungzu schaffen .Dadie Vorlageder
BevlkerungunddemStrassanbahnperwiederneueOpferauferlegtund
da sie nicht der Wegist ,der die Strassenbahnenaus derDefizitwiirt -¬
schaftherausführenkann ,sindwirnichtin derLage ,fürIhreAnträge
zu stimmen .( Beifallbei denChr. Soz. )
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. RtinSchlösinger(chr. soz. )richtetandenReferenten
eine Anfrage betreffenddie Ermässigten Fahrkarten der städtischen Ange¬

stellten . Bieverweistferner auf die Verteuerungder Kinder -undSchüler¬
fahrscheineundbeschwertsich darüber ,dass bei der Bewilligungermässigter
SchülerfahrscheinehäufigeinwenigsozialerStandpunkteingenommenward.
Mansollte mmemdie grossenOpferberücksichtigen ,welchedie
Elternoft bringenmüssen,umihrenKinderndasMittelschulstudiumzuermög¬
lichen und sollte deshadbin dieser Beziehungnicht engherzig sein .Die
Rednerinerinnert an das vomVerein der katholischen Religionslehreran
denMittelschulenan die Generaldirektionder Strassenbahnengerichtete
Ansuchen ,die Schülerfahrpreisermässigungenauchauf den Sonntagvormittagauszudehnen ,und beantragt :die Fahrpreisermässigung für Schüler auf den

städtischenStrassenbahnen( Schülerkarte )gilt auchan Sonntagenundange¬
setzlichen Feiertagen bis 12 Uhr mittags ( Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Stöger( chr ,soz . )befasstsich mitderNeueinführung
derGepäckbeförderungsgebührundmeint ,dassdas ,wasbisherUnfugwar,
nun durch eine Gebühr kgalisiert werden soll .Eine Gepäcksbefärderungin
demvorgschlagenenAusmaaswürdeeine ganz andere Verkehrsdichtevoraus¬
setzen .Dabeiwirdgeradeder schwächsteTeil desfahrendennPublikums
herausgegriffen .Die Vorlagetrifft in erster Linie die Frauen ,die auf
Nasdhmarktund in der Grossmarkthalle ihre Einkäufe besorgen,ummitun¬
endlicherMüheundmit grossenOpfernnotdürftigdenHaushaltführenzu
können . Dietrifft ebenso die kleinen Meister und Gehilfen ,die mit
ihren Werkzeugkistenvielfach die Strassenbahnbenützenmüssen ,undist eine
neueSchikanefür den Gewerbesdand .Durchdie Vorschrift ,dass dieSchaffner
undKontnollorganeberechtigtsind ,zuentscheiden,obdieMitnahmeeines
Gepäckstückeszulässigist odernichtundobfür dieBeförderung: :Gebühr

zu bezahlen ist,werden die Schaffner und Kontrollorgane in eine . :
sehmisaliat - ¬bagsbrachtwerden .Dagegen,dass . B.Rodelnunentgeltlich
befördertwerden ,ist vomgesundheitlichenStandpunktgewissnichtseinzuwen¬
den .AberRodelnfür 6 Personenwerdengebührenfrei befördert werdenkönnen ,
dagegenwirdfür einenzusammenlegbarenKinderwagen,derweitweniger
Platz einnimmt ,eine Gepäcksgebühreingehobenwerden .So bleibt dieVorlage
nach allen Richtungen hin unklar .Sie muss klarer gefasst und besser durch¬
dachtwerden .Wirstellen daherdenAntrag ,dassimAbschnittAdiePunkte
5 (Gepäcksfahrscheinfür mehrals eineTeilstrecke ) ,15(Gepäckfahrscheinfür
eine Teilstrecke ,16 ( Gepäckfahrscheinfür mehrals eineTeilstrecke
im Abschnitt B der Punkt 19 ( Gepäckfahrscheinfür eine Teilstrecke und
die die GebührenpflichtbetreffendenBestimmungendes Abschnittes
F ( BeförderungvonGepäck )zu entfallen ha ( Lebh .Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Uebelhör( chr .soz . ]bemerkt .die Vorlageseieine
Verbeugungvorderchr .soz .Minderheit,dieseitJahrundTagbeijedersich
ergebendenGelegenheit darauf hingewiesenhat ,sowohlder Strassenbahnwie
der Befölkerungsolle durch Einführungeines Zonentarifes ein weniggehol¬
fen .werden .Daist manunsmitallenmöglichenStatistikenausanderen
Städtengekommen ,umzubeweisen ,wiewenigmitdemZonentarifdorterreicht
wordenist .Heutebringen Sie einen Zonentarif ,aber nicht umderBevölkerung
zuhelfen ,sondernweilSieihnfür dasrichtigeMittelhalten ,umdenlau¬
sigenFinanzender städtischenStrassenbahnenaufzuhelfen .DerZonentarif
ist nureinehalbeArbeit . ManvertröstetdieBevölkerungaufden1oGroschen¬
tarif .Warumer nichtgleicheingeführtwird ,weisskeinMensch. Wiewenigø3g
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durchdachtderTarifist,gehtdaraushervor,dassmanesderBevölkerung
aufgewissenStreckenunmöglichmacht ,zu20Groschenzufahren . ,z .B.
ist nach8 UhrabendsdieFahrtvonderSchwedenbrükezurOpernicht
möglich .Merkwürdig ist auch ,dass der 20 Groschentarif erst um 8Uhrin
Krafttritt . HättedieMehrheitdieSacheernstergenommen,sohättesie
einen Zonentarif vorgelegt ähnlich dem,wieer unter demchr .soz .Regieme
bestandenhat ,einenTgrif ,derdenInteressenderBevölkerungentsprochen
hätte .ObihnenmitdiesemTarifdieSanierungderStnassenbahngelingen
wird ,ist sehrzubezweifeln .Umdaszuerreichen,müsste mandieganze
StrassenbahnverwaltungvonGrundaufändern.( Lebh.Beifall. . Chr.soz. )

GR. Holaubek stellt die Anfrage obdie
. . . . enMitteilungdes Vizebgm .Emmerling ,dass die Streckenkartenun¬
v rander “Wlbehalten werdensollen sich nur auf den Preis derStreckenkarte
oderauchaufdieunveränderteBeibehaltungderZoneneinteilungbezieht.

VizebgmEmmerlingbemerkt ,die Redende -einzelnenOppo¬
sitionsredner zeigen ,dass die Oppositionzu denvorgelegtenAnträgendurch
ausnichtin einheitlicherWeiseStellungnimmt.Einmalhiesses ,unsereVo
schläge seien absolut unannehmbar ,dann hiess es wieder ,wir hättenmit

demZonentarifvorderOppositioneineVerbeugunggemacht.Mansprichtda¬
von ,dass der neue Tarif Verschlechterungenbringe .Manweiste auf
dieKinderkartenhin ,abermanvergisstzuerwähnen ,dassdieKinderkarten,
die früher 21 Groschengekostethaben ,heutenur 1o Groschenkosten .InWirk
lichkeitnehmenwirindenvorgesghlagenenPreisenaufdieBedürfnisseder
Bevölkerungin auserordentlicherWeiseRücksicht.EineZoneneinteilungaller¬
dingsvorzuschlagen,dieallebefriedigt ,ist ebensounmöglich,wieHalte¬
stellen überall dort einzurichten ,woes jedemeinzelnen Fahrgastam
bestenentspricht .HinsichtlichdesPersonalsbrauchtdieOppositionkeine
Sorge zu haben .Unsere Schaffner werden die erhöhten Leistungem ,die wir
vonihnen . . .verlangen,sicherbewältigen.ZurAnfragedesGR.Holaubek
teilt der . ebgi . mit ,dass die Streckenkarten im allgemeinenunverändert
bleibenunddasssichnurgewissegeringfügigeAenderungendurchdieneue
Zoneneinteilungergeben ,Aenderungen ,die aberauchVorteileHedeutenkönnen,

iu insoweit als did Zonefrüher beginnen kann .DieBeschwerden
hinsichtlichdesWagenparksderStrassenbahnensindungegründet .Wirhaben
seit demJahre 12480 Prozentdes Wagenparkserneuert .Unrichtigist es
auch ,dassirgendwofür die VertrauesmännerderStrassenbahneneinneuer
Raumhergestellt wurde ,Für die Aufklärungder Fahrgäste über die neueZo¬
neneinteilungwerdenwir in jeder unsmöglichenArt ,insbesondereauchdurch
Anschlägesorgen ,dawirselbstdasgrössteInteressehaben ,möglichst
bielMenschenaufdieKurzstreckenzubringen .GR. Prinkehatdavon
gesprochen ,wirhättendenZonentarifnachderTarnopolerMoralgemacht.
DaskannichnurmitderBemerkungzurückgegeh,dassderTarnopolerJude,
denSie supponierthaben ,einensehr beschränktenWienerzurVoraussetzung
habenmuss ,wennderdasalles glaubensoll ,wasSieüberdenZonentarif
Schlechtessagen .GR ,StögersprichtvondemarmenTeufen ,der auf denMarkt
so viel einkauft ,dasser für damEingekauftezweimalGepäckstarifzahlen
muss . Dasist ein Widerspruch .DieEinkaufstascheunddasEinkaufsnetzkann
manin der Regelauf den Schosshalten undbraucht dafir keinenGepäcks¬
tarifzubezahlen.Vizebgm.Emmerlingersuchtschliesslich,dievonihm
vorgeschlagenenAnträgeanzunchmenunddie Anträgeder Minderheitabzulehner
( Lebh .Beifall b .d .Soz ,dem )

Beide Abstimmungwerdendie AnträgedesReferentenangenom
dieAnträgederMinderheitabgelehnt.
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GemeinderatLötschberichtet über die ErrichtungeinesBestand¬
vertrages mit der Gesiba betreffend die von der Gemeinde Wien zur Er - ¬

richtungder zweitenStadtrandsiedlungin Leopoldaubereitsgewidmeten
städtischenLiegenschaften.DerBestandvertragsoll auf25Jahreabge-¬schlössenwerden .

GemeinderatUllreich( Ch. . )protestiert dagegen ,dassden
SiedlerndieKostenderStrassenherstellung,Instandhaltung,Beleuch-¬
tungundReinigungaufgelastetwerden. ,undbezeichnetdiesesVorgehen
der Gemeindeals Unfreundlichkeit .Weitersbemängelter ,dassnach
demBestandvertrageinemSiedler ,wenner ausunverschuldetemGrund
dieSiedlungverlassenmuss ,keinRochtaufEntschädigungfürgeleistete
ArbeitundfürdievonihmdurchgeführtenInvestitionenzusteht.

In seinem Schlusswort stellt der Referent fest ,dass bei der
Schaffungder Stadtrandsiedungdie Gemeindebis zur äusserstenGrenze
ihrer Leistungsfähigkeit gegangenist .BezüglichdervonGemeinderat
Ullreich verlangten Entschädigung der Siedler ist in demVertrag des
SiedlersmitderGesibaeinederartigeEntschädigungvorgesehen.

DieVorlagewirdsodannangenommen.
---------------------------------------------------------------------¬

DieAnwürfegegenGemeinderatSchleifer.
Die"Rathauskorrospondenz"erhältvonHerrnGemeinderatSchleiferfolgendeMitteilungs
InderheutigenLandtagssitzungsindvomAbgoordnotenDr.

WornischschwereAnwürfegegenmicherhobenworden.Ichkonntedazu
nichtsso-gleichStellungnehmen,weilichnachderGeschäftsordnung
beiderVerhandlungeinesmichbetreffendenGeschäftsstückesnichtarwesendseinkann .So- wieich vondenAnwürfenerfahrenhabe ,hæbe
ichmichjedochsofortanBürgermeistorSeitzgewendetundihner¬
sucht ,sogleicheinoUntersuchungüberallodiesegegenmicherhobenen
Beschuldigungeneinleitenzulasen .IchwerdeHerrnDr .Wernischalle
Möglichkeitenbioten,seineAnschuldigungenzuboweisen.DieUnter¬
suchungwirdjedenfallserwoisen ,dassalle gegenmicherhobenenBe-¬schuldig ungon unwahrund haltlos sind .- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
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Stadtrat Weberreferiert nunmehrüber eine Abändorungder
Bestimmungon für die Gowährung von Mietzinszuschüssen .

DurchGomeindoratsboschlussvom25 .Juni 1929bestimmt
murde ,dass ,wenn ,oine Hausreparatur mohrals das Viortausenfachodes
Friedenszinseserfordert ,ein Zuschussgewährtwird .ImBudgetdes
laufendenJahresist für diesenZweckein Betragvon900. 000. -Schilling
enthalten ,der aber imkommendenJahrenicht mehreingesetztwerden
kann ,weildieGeldmittelnichtvorhandensind .Dasbedingteine
AonderungdesseinerzeitigenBeschlusses.DieGewährungeinesZu¬
schusses schonbeimviertausondfachenFriedenszins erscheint auch
deshalbnicht gerechtfertigt ,weilnachdemMietengesetzbeimAbschluss
eines neuenMietvertragesjetzt in jedemFall derviertausendsieben -¬
hundertfacheMietzinseingehobenwird .Eshatsichauchherausgestellt,
dass die Bestimmungendes lotzten Beschlusseszu weit gefatlt sind .
Esist durchausmöglich,dassmannichtdenganzenZuschussgewähren
muss ,woildiewirtschaftlicheLagedereinzelnenMieteroderderGesamt¬
heit der Mieterberücksichtigtwerdenmuss .DervorliegendeAntragnimmt
aufdieseTatsachenRücksichtJundderBerichterstatterbittetdeshalbumdie GenehmigungdesAntragds .

StadtratKunschak(Christl .Soz . )führtaus ,in derheutigen
SitzungzeigesichdasdenkwürdigeSchauspiel,dassdieherrschende
ParteinachdenverschiedenstenRichtungenvonbisherstarkgeübten
Grundsätzenabweicht .Siehatimmererklärt ,andemEinheitstarifder
Strassenbahnwirdnichtgerüttelt ,undheuteist dieserGrundsatzzu
denTotengelegtworden.EinandererGrundsatzdersozialdem.Parteiwar
GemeindegrunddarfunterkeinenUrständenanPrivateabgegebenwerden.HoutewirdimGemeinderatfeierlichbeschlossen,dassinHinkunft,
wenigstensauf demTerritoriumder Werkbundsiedlung,derGemeindegrund
anPrivatoveräussertwordenkann,undzwarzueinemPreis ,derin
einzelnenFällendenPreisnichterreicht ,dendieGemeindeselbstfür
dioGrundstückebezahlenmuss .IndemVertragmitderGesibaistauch
vergesehen,dassdieGobäudevermietetwerdenkönnen,währendsiefrüher
nurin Pachtgegebenwerdenkonnten.Esist weiterzwingendvorgeschrie-¬
ben ,dassdievonderGemeindegegobonenDarlchenmitvierProzentver¬
zinstundamortisiertwerdenmüsson.ManerkenntaufdenorstenBlick,dassossichhierumeinBekenntniszuprivatkapitalistischenMethodon
handelt.(ZustimmungbeidenChristl.Soz. )DieheutigeGemeinderats-¬
sitzungwirdindenAnnalonderHausbesitzerbewegungsichorlichbo¬sondersverzeichnetworden.

WasdasReferatüberdioGewährungderMietzinszuschüssobetrifftt ,
sorückenSiehiernichtnurvonGrundsätzenab ,sondernauchvonfeier¬
übernommenenVereinbafungen .DerRodnererörtert die Vorgeschichtedos
CemeinderatsbeschlussesvomJuni 1929 .DasErgebnislangwierigerVer-¬
handlungenzwischenderGemeindeundderRegierungsowiezwischender
ParteiendosNationalratoswar ,dasses denLändern ,vorabderGomeinde

dervorgeschlageneSatzdessechstausendfachenMiefzinsesistnicht
zuniedrig ,aberauchnichtzuhochgogriffon
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Wienermöglichtwurde,einensogenanntenAusgleich-Fondszuschaffen.
Die GemindeWienerhielt das Recht ,Vorkerhungenzu treffen ,dassdie
Mieter ,die infolge der VornahmevonInstandhaaltungsarbeitenmiteinem
höherenals demviertausenfachenMietzinsbelastetwerden ,vonder
Gemeindeeinen Beitragerhalten .AufGrundweiterer Vereinbarungenhat
dieGemeindeWiendasRechterhalten ,eineBodenwertabgabeeinzuheben,
derenErtragausschliesslichdemZweckderBereitstellungderMittel
fürdengenanntonFondsdienensollte .HeuterücktdieGemeinderats-¬
mehrheitaufderganzenLinievonderdurchVereinbarungenundGesetz
geschaffenenundderOeffentlichkeitgegenüberruhmredigvertretenen
Sachlageab .ZunächstbeantragtderReferent,dassinHinkunftZuschüsse
nurmehrgeleistetwerdensollen ,wennderMietzinsdassechstausend¬
fache des Friedenszinsesüberschreitet .Er begründetdas damit ,dass
heuteschonvielfachnachdemneuenMietengesetzmehralsdasVier¬
tausendfacheanMietzinsgeleistetwird .Daskommtaberfürdie
GemeindenichtinBetracht,dennnachdemvorliegendenBestimmungen
wird der Beitrag nicht zu jedem Mietzins geleistet ,der über das Vier - ¬

tausendfachehinausgeht ,sondernnurzu jenem ,der infolgederVornahme
von Instandhaltungsarbeiten über das Viertausendfache getriebenwurde .
AlsdieseInstitutiongeschaffenwurde ,hat manausdrücklicherklärt ,
dasViertausendfacheseidieHöchstgrenzederMiete,diemaneinem
MenschenmitnormalemEinkommennochzumutendarf ,undwenndaherdie
UeberschreitungdieserGrenzedurchInstandhaltungsarbeitenunerlässlich
wird ,habedieAllgemeinheitdenbetreffendenMieterschadloszuhalten.
WennSieheutoaufdasSechstausendfachegehen,soheisstdas ,dassSie,
wennauchnichtpraktisch,sodochtheoretischunddemonstrativeine
ErhöhungdererträglichenMietzinsgrenzovomViertausendfahineaufdas
Sechstausendfachevorgonommenhaben.
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St. . Kunschakhebtweitershervor ,dassnachdenbisherigen
Bestimmungender AnspruchaufeinenBeitragderGemeindeein Rechtder
Mieterwar ,daes in denbezüglichenBestimmungenheisst :AusdenErträg- ¬
nissen der Bodenwertabgabe sind solche Beiträge zu leisten .Heute wißdnun
erklärt ,dass ein Rechtsanspruchauf Zuerkennungeines Beitrages nichtbe¬
steht .Aneinem Rechtszustand ,der durch feierliche Vereinbarung unddurch
einenBeschlussder LegislativeimEinvernehmenmitderBundesregierung
geschaffenwurde ,kannmaneineAenderungnichtformen .WennSienichtall
dem ,wasvorangegangenist ,untreuwerden ,wennSie nicht Wortbruchüben
wollen ,können Sie diese Bestimmungnicht aufrechterhalten ,sondernmüssen
nach wie vor den Amspruch auf Beitragsleistung der Gemeinde zu den Kosten

der Instandhaltungsarbeiten als ein Recht anerkennen .( Lebh .Beifall . d .
Chr .soz . )Wenn Sie das aber nicht tun ,entsteht die andere Frage,wo Ihr

Anspruchbleibt ,vomHausbesitzerdie BodenwertabgabevomunverbautenGrund
zuverlangen( Lebh.Beifallb . . Chr.soz . )DasUrteiljedesGerichtshofes,
derbei VerweigerungderBeenwertabgabeaufGrundderdurchdenheutigen
BeschlussgeschaffenenSituationjudizierenhätte ,würdezuungunstender
Gemeindeausfallen .Sie gehen aber noch weiter .Sie streichen dieBestimmung,
wonachgegendie Entscheidungdes Magistrates die BeschwerdeeinemStadt¬
senat offensteht . Esistdas eine völlige Abkehr von dem Grundsatz ,den
Sie seinerzeit bei Schaffung der Institution vertreten haben ,eine völlige

AbkehrvondengetroffenenVereinbarungen,vondenBemprechungen ,dieaSie
der Bevölkerung gegeben haben ,und letztenendes stellt sich die heutige Mass¬
nahmedarals derVersuch,unteranständigenMenschenrechtsverbindliche
Vereinbarungennicht mehreinzuhaltenundan die Stelle einesRechtszu¬
stands den Zustandder brutalen Willkürzu setzen ( Lebh .Beifa . .. . Chr. y
( GR. Eisinger : Wiebeim Bund ! VonRecht zu sprechen ,wo der Gerichtshof
erschlagen wird )MachenSie sich dochdurch solche Zwischenrufeinder

heutigen Sitzung nicht lächerlich .Heute
hatja derBürgermeistererklärt ,in einersolchenZeitderStrittigkeit
verf ssungsrechtlicherVereinbarungen,werdeich in Fällen ,wonureinZwe-¬
fel an der Verfassungsmässigkeitbesteht,michfür die schärfsteAuslegung
ent scheiden( Lebh .Beifallb . . Ch.soz . )NachdiesemBekenntniseinesverfassun
treuen Mannes wollen Sie sagen ,dass Sie es nicht nur nicht besser ,sondern
nochschlechtermachen ,als es andereKreisenachihrer Auffassungmachen.
( Lebh. Beifall. . Ch.soz. )DieGemeindehatkeinematerielleVeranlas¬
sung ,die Dingezu ändern ,sie hat aber alle Veranlassung ,darübernach¬
zudenken ,ob es zweckmässig ist ,in einer Zeit wie der heutigen undbei
einer solchen Umkämpfungder Gemeinde nicht nur dem Mis strauen ,sondern
darüberhinausallen Verdächtigungengegenüberder GemeindevertretungTür
und Tor zu öffnen .Aufdemhier behandeltenGebiet habenwir bishereinen
Zustandder Redlichkeitunddes Vertrauensder breiten Oeffentlichkeitin
dieseRedlichkeitgehabt .MitdenBeschlüssen,diemanheutefassenwill ,
wird dieses wertvolleGut der Ge enndevertretung vergeudet .
ManschaffteinenZustanddesMisstrauensunddesVerdachtesohnejede
materielle Veranlassung ,Wiraber wollennicht mitschuldigwerden .Wirwollen
auchin dieser Fragewieschonso oft ,die Warnersein .WennSieglauben,
auch diesmal unseren Warnungennicht Gehör schenken zu dürfen ,dannmerken
Sie sich :JederKruggehtsolangezumBrunnenwiser bricht ( Lebh .Beifall
b . . Chr.soz. )
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ien ,r omeaturunSt . R.Hebeg(Stador.t Kunschakhatbehauptet,dasswir ,bei
demheutigen Antrag wegender WerkbundsiedlungGrundsatzeaufgehen .Ich
versteheihn da nicht recht .DenndieserBeschlussstellt nur ineinem
einzigenPunkt ,undzwarin Bezugauf die VerbauungvonGrundstückeneine
Neuerungdar .Mansolltemeinen ,dassdieOppositionnachdenvielenAn¬
trägen undnachden kräftigen Redendochendlich zufrieden seinsollte ,
dass eine ihrer Forderungen erfüllt wird .Das geschieht jetzt undjetzt

ist es auchnicht recht .Sie kritisieren also auf jedenFall .Hinsichtlich
des Grundverkaufs geben wir keinen Grundgatz auf .Wir stehen nach wie

voraufdemStandpunkt ,dassdie GemeindenichtGründeerwerbensoll ,um
sie wiederzuverkaufen .HierhandelnwirauseinerzwingendenLageheraus,
da es eine andere Möglichkeitder Weitergabeder Grundobjektenicht
gibt .In derFragederVerzinsungderdortaufgewendetenKapitalsbezw.
der Rückzahlungdes Darlehens tritt eine Aenderungnicht ein .DieSied¬
lungimKIII . Bezirkwurdeja in Fortsetzungder Heimbauhilfeerrichtet
und im Rahmen der Heimbauhilfe der Gesiba die Grundstücke zunähst unter
Zusicherung des Baurechts übergeben mit der Absicht ,dass sie im Baurecht

an die Käufer der Objekte weitergegeben werden und es wurde der Gesiba
wie bei der Siedlung am Wasserturm ein Kredit gegeben .Dass die Oeffent¬
lichkeit ein Rechthat ,diese Beträgezurückzuverlangenunddass auchbe¬
scheideneZinsendafürbezahltwerdenmüssen ,istselbstverständlich .
Wogibt es noch jemanden ,der Geld zu 1 Prozent auf solange Fristen ab¬
gibt,Esist alsodurchauskeineAufgabeeinesGrundsatzes,wennwireine
Verzinsungunddie Rückzahlungder aus SteuermittelngewährtenDarlehen
verlangen. DieSåtuationist heuteeonewesentlicheanderealsimJahre
1929 ,da die ersten Projekte entstanden .Damals konnten sich die Menschen

ein solchesOnjektnachdenBedingungen,wiesie z . B .für dieSiedlung
amWasserturmvonder Gemeindegestellt wurden ,nocherwerben .Heutehaben
sich die wirtschaftlichenVerhältnissewesentlichgeändertunddieGemeind.
muss diesen geänderten Verhältnissen Rechnung tragen ,was mit den vor¬

liegenden Anträgen geschieht .Die Rückzahlung wird von 15 af 25Jahre
erstreckt ,Dasist nichtdieAufgabeeinesGrundsatzes.Früherwarimall¬
gemeinendasKapital ,dassmanaufHäusergegebenhat ,aufnochlängere
Zeitaufgeteilt .

Ueberdie Argumentationendes St . . Kunschakzu den inBera¬
tungstehendenAntragbinichsehrerstaunt .Erbehauptet ,dasshier
geierlicheVereinbarungenundVersprechungenvorliegenunddassdieMehr¬

heit diese feierlichen Versprechungen und ihre Grundsatze bricht .Das

ist unrichtig .Es ist auch gar nicht so ,dass wir ,wie er behauptet mit
den vorliegendn Anträgenbekräftigen ,dass der 6ooofacheZins etwader
richtige wäre und dass wir förmlich den Auftakt zu einer Zinssteigerung
geben. Dasist ja dereigentlichepolitischeGedankeseinerAusführungen.
Das ist vollständig falsch ,Nachwie vor stehen wir auf demStandpunkt ,
dass der looofache Tins ,sowie es damals ausgespröchen wirde ,geradehoch

genug ist und dass eine Belastung über das looofache hinaus für zehntau¬

sendeMenschenuntragbarist ( Lebh .Beifall . d .Soz ,dem .) undwirwürden
sehr gerne alle Menschen ,die unter der East dieses erhöhten Mietzinses

seufzen ,die Beiträgeleisten ,wennwir nur die Mittel hätten .Sievergessen
nur anzuführen ,dass die Gemeindenotgedrungendurc das vonIhrenPartei¬auf diefreundenuns aufgezwungeneSparsystem! . .BevölkerungLastenabwelzen
muss . Alsder seinerzeitige Beschluss anlässlich der Motivierung desMie¬
tengesetzes gefasst wurde ,war der 2ooofache Zins die erste Staffal// . .
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Wir haben erklärt,beim Looofachen hat die Beitragsleistung derGemeinde
einzusetzen .Inzwischen ist der Mietzins auf das 27oofache gestiegen
und wir setzen die Beitragsleistung in dement¬
sprechend n Verhältnis für den 6ooofachen fest .Wir sind uns vollkommen
bewusst ,dass diese höhere Belastung viele tausende Menschensehr
trifft .Trotz dieser Erkenntnis sind wir nicht in der Lage ,in allen Fällen

toukund in demAusmasszu helfen ,wie wir es gerne täten .St . . Kunschak
auch darin ,dass die Bodenwertabgabeeine Zwecksteuer sei .Davonist im
ganzenGesetzkeine Rede .In demGemeinderatebeschlussvomJuni1929
heisst es ausdrücklich ,dass aus den Erträgnissen d er Bodenwertabgabe

dieMittelzudenBeiträgenzuentnehmensind .Esheisstabernicht ,
dass die Mitted der Bodenwertabgabe dazu verwendet werdenmüsen .
Auchhinsichtlich des Rechtsanspruchsbefindet sich St . . Kunschakin
einemgrossen Irrtum .Selbstverständlich besteht ein Rekursrechtgegen
jede Entscheidung des Magistrats gemäss § 100 der Gemeindeverfassung
und die Streichung der betreffenden Bestimmung in den vorliegenden An¬
trägen erfolgte nur deshalb ,weil sie infolge de allgemeinenBestim¬
mungdes § 1o0 überflüssig ist .Ein Rechtsanspruch besteht nicht .Dashat
der Oberste Gerichtshof in einer Entscheidung ganz klar festgestellt .
Wir befinden um hier im vollen Einklang mit den allgemeinen Rechtsgrund¬
sätzen und mit der Verfassung im besonderen und St . . Kunschakbr aucht
nicht besorgt zu sein ,dass wir die Verfassung verletzen ,Es wärezweck¬
mässiger wenner diese seine Sorge auf ein anderes Gebiet wendenwürde .
( Lebh .Beifallb .d .Soz .dem . )St . R.Weberersuchtschliesslichdievorliegende.

- nträgeanzunehmen .
St . . Kunschakbemerktgegemüberden AusführungendesSt . R.

Weberin einer tatsächlichen Berichtigung ,dass dieBodenwertabgabe
bisherfast zu zweiDritteln einenUeberschussgegenüberdemErfordernis
ergeben hat und dass sie daher auch in Zukunft ausreicht ,um das Erfor¬
dernis zu decken ( Lebh .Beifall - St . R .Dr .Danneberg : Aber man braucht sie

doch für den Gemeindehaushalt ,wenn die Regierung der Gemeinde das andere

Geldwegnimmm )Vonder Bodenwertabgabehat sie der Gemeindenichtsweg¬
genommen.

Die Anträge des Referenten werdenangenommen.
St . . Dr .Danneberg berichtet über die Schaffung desersten

Teileseiner Gemeindehaushaltsordnung.Deretste Teil beschäftigtsich
mit dem Voranschlag .Diesem ersten Teil werden noch zwei weitere folgen ,
und zwar . :Gebarung und Rechnungslage .

. . Dr .Zörnlaib begrüsst die Vorlege als einen Fortschritt
und stellt einige Zusatzanträge .Der Referent empfiehlt mehreredieser
Zusatzanträgezur Annahme ,woraufdieseunddie Vorlageangenommenund
die übrigen Anträgeabgelehntwerden .

Schluss der Sitzung 21 Uhr15 .
Bogenabfertigung21Uhr55.615
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